
Kurzbericht 

Ausschuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz 
(22. - öffentliche - Sitzung am 3. März 2014) 

Beratungsthemen: 

1. Arbeitsplätze sichern - Das EEG im Einklang mit dem EU-Beihilferecht reformieren - 
Die Energiewende zukunftsfähig gestalten 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1113 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Er votierte gegenüber dem - federführenden -
Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien und Regionalentwicklung mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der 
FDP dafür, dem Landtag zu empfehlen, den Antrag in unveränderter Fassung 
anzunehmen. Die CDU-Fraktion stellte hierzu einen Änderungsantrag in Aussicht. 

  
2. Unterrichtung in EU-Angelegenheiten 

 a) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik im Zeitraum 2020-2030 
- Bundesratsdrucksache 22/14 -  
 

 b) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 hinsichtlich 
der Verringerung der Schadstoffemissionen von Straßenfahrzeugen 
- Bundesratsdrucksache 34/14 - 
 

 c) Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Einrichtung und Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das EU-System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten und zur Änderung der Richtlinie 
2003/87/EG 
- Bundesratsdrucksache 36/14 - 
 

 Der Ausschuss nahm die Unterrichtungen entgegen und führte darüber Aussprachen. 
  
3. Unterrichtung durch die Landesregierung über den aktuellen Stand des Entwurfs 

einer Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen und Zuwendungen zur 
Minderung oder Vermeidung von wirtschaftlichen Belastungen durch den Wolf in 
Niedersachsen (FRL Wolf) 
 
Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen, führte darüber eine Aussprache und 
erbat eine Fortsetzung der Unterrichtung nach Vorlage der Richtlinie. 

  
4. Unterrichtung durch die Landesregierung über die Mengen und Auswirkungen der 

Abfälle mit Mikroplastikpartikeln im Meer 
 
Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  
5. Unterrichtung durch die Landesregierung über die Eröffnung des Planungs-

verfahrens für die neu zu verlegende Stromleitung Sued.Link von Schleswig-
Holstein nach Bayern 
 
Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1113.pdf
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Außerhalb der Tagesordnung 
 
 Der Ausschuss bat 

- die Landesregierung, ihn in der nächsten Sitzung über die aktuelle Position der 
Landesregierung zum Thema Fracking und den Entwurf des UVP-Frac-Behandlung-
Erlasses zu unterrichten, 

- die Landesregierung und gegebenenfalls die Region Hannover, ihn über das weitere 
Vorgehen in Bezug auf die Asbesthalde Wunstorf-Luthe - insbesondere im Hinblick auf 
Verunreinigungen durch Öl - zu unterrichten, 

- die Landesregierung, ihn über das weitere Vorgehen zur vollständigen Umsetzung der 
Regelungen zur getrennten Erfassung von Bioabfällen zu unterrichten und 

- die Bundesregierung, ihn über das weitere Vorgehen bezüglich des im Zuge der Arbeit 
des 21. PUA (Asse II) aufgebauten Aktenbestandes zu unterrichten. 

 
 


